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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich 

 

 
Hauptsatzung des Landkreises Aurich vom 01.11.2021  

 
Aufgrund des § 12 des Nds. Kommunalverfassungsgesetzes vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. 
S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13.10.2021 (Nds. GVBl. S. 700) hat der 
Kreistag des Landkreises Aurich in seiner Sitzung am 24.11.2021 folgende Hauptsatzung beschlossen: 

 
§ 1  

Name und Sitz  
 

Der Landkreis führt den Namen Landkreis Aurich. Er hat seinen Sitz in Aurich.  
 

§ 2  
Wappen, Flagge und Dienstsiegel  

 

(1) Das Wappen des Landkreises zeigt von blau und rot gespalten, einen goldenen Jungfrauenadler 
mit goldener Krone, begleitet oben von zwei goldenen sechszackigen Sporenrädern, unten von 
zwei goldenen Eicheln.  

 
(2) Die Flagge des Landkreises zeigt in drei gleich breiten Querstreifen die Farben Blau - Gold - Rot 

mit dem aufgelegten Kreiswappen.  
 
(3) Das Dienstsiegel enthält das Wappen und die Umschrift "Landkreis Aurich" Das vom Kreisge-

sundheitsamt geführte Dienstsiegel enthält den Zusatz "Gesundheitsamt", das vom Kreisveteri-
näramt geführte Dienstsiegel enthält den Zusatz "Veterinäramt".  

 
§ 3 

Kreisgebiet 
 

Das Kreisgebiet besteht aus folgenden zum Landkreis gehörenden Gemeinden: 
 
Städte: Aurich 
 Norden 
 Norderney 
 Wiesmoor 
 
Gemeinden: Baltrum Ihlow 
 Dornum Juist 
 Großefehn Krummhörn 
 Großheide Südbrookmerland  
 Hinte 
 
Samtgemeinden: Brookmerland  
 mit den Mitgliedsgemeinden: Leezdorf 

  Marienhafe 
  Osteel 
  Rechtsupweg  
  Upgant-Schott  
  Wirdum 
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 Hage  
 mit den Mitgliedsgemeinden: Berumbur 

  Hage 
  Hagermarsch 
  Halbemond 
  Lütetsburg 

 
 

§ 4 
Außenstelle der Kreisverwaltung 

 

Der Landkreis Aurich unterhält in Norden eine Außenstelle der Kreisverwaltung. 
 

§ 5 
Abweichende Zuständigkeiten  

 

Der Beschlussfassung des Kreistages bedürfen nicht  
 
a) Rechtsgeschäfte im Sinne des § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe 

von 250.000,00 € nicht übersteigt;  
 

b) Rechtsgeschäfte im Sinne des § 58 Abs. 1 Nr. 16 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe 
von 250.000,00 € nicht übersteigt;  

 
c) Verträge im Sinne des § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von 

25.000,00 € nicht übersteigt.  
 
 § 6 

Zusammensetzung des Kreisausschusses  
 

Dem Kreisausschuss gehört/gehören die Erste Kreisrätin/der Erste Kreisrat sowie die Kreisrätin/der 
Kreisrat mit beratender Stimme an.  
 

§ 7 
Beamte auf Zeit  

 

Die allgemeine Vertreterin/Der allgemeine Vertreter der Landrätin/des Landrates wird als Erste 
Kreisrätin/Erster Kreisrat und eine/ein weitere/weiterer leitende/r Beamtin/Beamte in das Beamten-
verhältnis auf Zeit berufen.  
 

§ 8 
Vertretung der Landrätin/des Landrates bei Verhinderung der  

allgemeinen Vertreterin/des allgemeinen Vertreters  
 

Die Landrätin/Der Landrat wird bei Verhinderung der allgemeinen Vertreterin/des allgemeinen Ver-
treters durch die Dezernentinnen/Dezernenten im Rahmen des vom Kreistag genehmigten Dezer-
natsverteilungsplanes für den Bereich des jeweiligen Dezernates vertreten. 
 

§ 9 
Anregungen und Beschwerden 

 

(1) Sind Anregungen und Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG (Antrag) von mehr als fünf Per-
sonen unterzeichnet, so ist von den Antragstellern eine Person zu benennen, die berechtigt ist, 
sie zu vertreten.  
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(2) Die Landrätin/der Landrat kann der Antragstellerin/dem Antragsteller aufgeben, den Antrag in 
der für eine ordnungsgemäße Beratung erforderlichen Anzahl einzureichen. Die Beratung kann in 
diesen Fällen bis zur Einreichung der notwendigen Unterlagen ausgesetzt werden.  

 
(3) Anträge, die nicht Angelegenheiten des Landkreises Aurich betreffen, sind ohne Beratung von 

der Landrätin/vom Landrat unter Angabe der zuständigen Stelle zurückzugeben. Eingaben, die 
weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z.B. Fragen, Erklärungen, Ansichten 
etc.), sind ebenfalls ohne Beratung zurückzugeben.  

 
(4) Für die Prüfung von Anregungen und die Erledigung von Beschwerden ist der Kreisausschuss 

zuständig, es sei denn, sie betreffen Angelegenheiten, für die der Kreistag ausschließlich gemäß 
§ 58 Abs. 1 NKomVG zuständig ist. Zur Vorbereitung der Erledigung können der Kreistag bzw. der 
Kreisausschuss Anträge zur Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse überweisen.  

 
(5) Von einer Beratung eines Antrages soll abgesehen werden, wenn sein Inhalt einen Straftatbe-

stand erfüllt oder wenn er gegenüber bereits erledigter Anträge kein neues Sachvorbringen ent-
hält. Eine Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegehren Gegen-
stand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens ist.  

 
(6) Die Landrätin/Der Landrat unterrichtet die Antragstellerin/den Antragsteller, wie der Antrag be-

handelt wurde.  
 

§ 10 
Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen 

 

(1) Satzungen und Verordnungen des Landkreises Aurich werden im elektronischen „Amtsblatt für 
den Landkreis Aurich und für die Stadt Emden“ verkündet bzw. bekannt gemacht. Gleiches gilt 
für öffentliche Bekanntmachungen des Landkreises Aurich, soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist. Das elektronische Amtsblatt wird auf der Internetseite des Landkreises Aurich 
(https://www.landkreis-aurich.de) zur Verfügung gestellt.  

 
(2) Die ortsübliche Bekanntmachung von Ort, Zeit und Tagesordnung der öffentlichen Sitzungen des 

Kreistages und der öffentlichen Sitzungen der Ausschüsse des Kreistages erfolgt auf der Inter-
netseite des Landkreises Aurich (http://www.landkreis-aurich.de). Für öffentliche Sitzungen der 
auf besonderen Rechtsvorschriften beruhenden Ausschüsse, Beiräte und vergleichbare Gremien 
gilt entsprechendes, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 

 
(3) Sonstige ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen im elektronischen „Amtsblatt für den Land-

kreis Aurich und für die Stadt Emden“, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 
 

 
§ 11 

Inkrafttreten 
 

Diese Hauptsatzung tritt mit dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Hauptsatzung vom 16.11.2016 in der Fassung der 1. Änderung vom 09.03.2019 außer Kraft. 
 
Aurich, 24.11.2021 
 
Landkreis Aurich 
 
Meinen 
Landrat 
 

https://www.landkreis-aurich.de/
http://www.landkreis-aurich.de/
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Satzung 
über Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgelder, Fahrtkostenvergütung und Erstattung von  
Verdienstausfall für Kreistagsabgeordnete, Ehrenbeamte und andere ehrenamtlich tätige  

Mitglieder von Ausschüssen und Beiräten des Kreistages des Landkreises Aurich vom  
24. November 2021 

 
Aufgrund § 55 Nds. Kommunalverfassungsgesetz hat der Kreistag des Landkreises Aurich in seiner 
Sitzung am 24. November 2021 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgeld 

für Kreistagsabgeordnete 
 

(1) Die Kreistagsabgeordneten erhalten eine Aufwandsentschädigung von monatlich  
160 €. 

 
(2) Daneben erhalten die Kreistagsabgeordneten für die Teilnahme an den Sitzungen des Kreista-

ges, des Kreisausschusses, der Kreistagsausschüsse, der Fraktionen und der Ausschüsse, die auf 
Grund besonderer Rechtsvorschriften gebildet wurden, ein Sitzungsgeld von 40 € je Sitzung. 
Bei kombinierten Sitzungen entsteht der Anspruch auf Sitzungsgeld einmalig. 
 

(3) Muss der Abgeordnete aus Anlass der Sitzung außerhalb seines Wohnortes übernachten wer-
den die Übernachtungskosten in angemessener Höhe erstattet. Die Anzahl der Fraktionssitzun-
gen, für die eine Aufwandsentschädigung gezahlt wird, ist auf höchstens 20 Sitzungen jährlich 
begrenzt. Bei der Bildung von neuen Gruppen während der Wahlperiode wird die Anzahl der 
Sitzungen anteilig gewährt. 

 
(4) Für sonstige Sitzungen und Besprechungen, die auf Beschluss des Kreistages oder des Kreisaus-

schusses durchgeführt werden, gelten die Absätze 2 und 3, sowie die §§ 3 bis 5 entsprechend, 
soweit von anderer Seite hierfür keine Entschädigung gezahlt wird. Gleiches gilt für die Teil-
nahme an Sitzungen von Gremien, wie Gesellschafterversammlungen, Mitgliederversammlun-
gen, Aufsichtsräten, Beiräten und Vorständen von Kapitalgesellschaften, Vereinen, Stiftungen 
und Genossenschaften, in welche die Kreistagsabgeordneten vom Kreistag gewählt bzw. ent-
sandt wurden.  

 
(5) Die Aufwandsentschädigung umfasst den Ersatz der notwendigen Auslagen mit Ausnahme der 

Fahrtkosten nach § 4 dieser Satzung, unbeschadet der Regelung über die Reisekosten in § 5 
dieser Satzung.  

 
§ 2 

Besondere Aufwandsentschädigung 
 

(1) Neben der Entschädigung nach § 1 dieser Satzung werden monatlich folgende zusätzliche Auf-
wandsentschädigungen gezahlt. 

 
1. an die stellv. Landräte  450 € 
2. an die Fraktions-/Gruppenvorsitzenden  
 ein Sockelbetrag je Fraktion/Gruppe  150 € 
 zusätzlich pro Fraktions-/Gruppenmitglied 12 € 
3. Vorsitzender(r) des Kreistages 50 € 
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(2) Die vorstehenden Aufwandsentschädigungen können nicht nebeneinander gewährt werden. 
Vereinigt ein Kreistagsabgeordneter mehrere der in Abs. 1 genannten Funktionen auf sich, so 
erhält er von den zusätzlichen Aufwandsentschädigungen jeweils nur die Höchste. Hat eine 
Fraktion mehrere Vorsitzende, so wird die Aufwandsentschädigung in entsprechenden Anteilen 
gezahlt. 

 
§ 3 

Verdienstausfall 
 

(1) Die Kreistagsabgeordneten haben Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienstausfalles, 
wenn dieser durch die Wahrnehmung ihres Mandats entsteht. Hierzu zählt die Teilnahme an 
Sitzungen in den Fällen des § 1 Abs. 2 und 4. Personen, die keinen Anspruch auf Verdienstaus-
fall geltend machen können, denen aber im Bereich der Haushaltsführung oder im beruflichen 
Bereich ein besonderer Nachteil entsteht, können einen angemessenen Pauschalstundensatz 
als Ausgleich erhalten. 

 
(2) Den unselbständig tätigen Kreistagsabgeordneten wird auf Antrag der nachgewiesene Ver-

dienstausfall erstattet, und zwar bis zum Höchstbetrag von 20 € je Stunde. Auf Wunsch des 
Kreistagsabgeordneten können dem Arbeitgeber das für die Dauer der Sitzungen weiter ge-
währte Arbeitsentgelt und die darauf entfallenden Abgaben und Sozialversicherungsbeiträge 
bis zum Höchstbetrag nach Abs. 2 erstattet werden. Die Anforderung des Erstattungsbetrages 
muss jedoch durch den Arbeitgeber schriftlich erfolgen.  

 
(3) Selbstständig tätigen Kreistagsabgeordneten wird eine Verdienstausfallpauschale in Höhe von 

9 € je Stunde gewährt.  
 
(4) Kreistagsabgeordnete, die („hauptberuflich“) einen Haushalt führen, haben einen Anspruch auf 

Zahlung eines Pauschalstundensatzes in Höhe von 9 €, wenn der Haushalt zwei oder mehr Per-
sonen umfasst, zu denen mindestens ein Kind unter 14 Jahren gehört oder wenn im Haushalt 
eine anerkannt pflegebedürftige Person betreut wird. 

 
(5) Kinderbetreuungskosten oder Betreuungskosten für eine anerkannt pflegebedürftige Person 

werden auf Nachweis erstattet, sofern eine Betreuung nicht durch Familienangehörige gewähr-
leistet werden kann. Eine Erstattung nach Abs. 4 kann in diesen Fällen nicht geltend gemacht 
werden. 

 
(6) Besondere Nachteile im beruflichen Bereich werden auf Nachweis erstattet, wenn aus drin-

genden Gründen eine Hilfskraft, die nicht der Familie angehört, in Anspruch genommen wird. 
Eine Erstattung nach Abs. 3 kann in diesen Fällen nicht geltend gemacht werden. 

 
§ 4  

Fahrtkosten 
 

Die Kreistagsabgeordneten erhalten Ersatz der Kosten für Fahrten vom Wohnort zum  
Sitzungsort und zurück.  
 
1. Bei Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel bis zu den Kosten der zweiten Klasse. 
2. Bei Benutzung des eigenen Pkw eine Wegstreckenentschädigung von 0,30 € je km. 
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§ 5 
Reisekostenvergütung 

 
(1) Für Dienstreisen außerhalb des Kreisgebietes werden Reisekosten nach den für den Landrat 

geltenden Sätzen des Bundesreisekostengesetz gewährt. Für die Fahrtkostenerstattung oder 
die Wegstreckenentschädigung gilt § 4 dieser Satzung entsprechend. 

 
(2) Die Genehmigung von Dienstreisen erteilt der Kreistag oder der Kreisausschuss; für Dienstrei-

sen des Landrates ist keine Genehmigung erforderlich.  
 

§ 6 
Sitzungsgeld, Fahrtkosten und Reisekostenvergütung für nicht dem Kreistag angehörende Mitglie-

der in Kollegialorganen 
 

(1) Für nicht dem Kreistag angehörende Mitglieder in Ausschüssen des Kreistages gelten  
§ 1 Abs. 2, sowie die §§ 4 und 5 entsprechend. 

 
(2) Für nicht dem Kreistag angehörende Mitglieder, die vom Kreistag in die in § 1 Abs. 4 S. 2 ge-

nannten Gremien gewählt bzw. entsandt wurden, gelten auf Antrag § 1 Abs. 2, sowie §§ 3, 4 
und 5 entsprechend, sofern von anderer Seite keine Entschädigung gezahlt wird.  

 
§ 7 

Aufwandsentschädigung für Ehrenbeamte 
und sonstige ehrenamtlich Tätige 

 
(1) Für Ehrenbeamte und sonstige ehrenamtlich Tätige werden die monatlichen Aufwandsent-

schädigungen wie folgt festgesetzt: 
 

1. Kreisjägermeister 255 € 
2. Besondere Vertreter des Kreisjägermeisters 170 € 
3. Kreisnaturschutzbeauftragter 170 € 
4. Ausländerbeauftragter 115 € 
5. Bienenwanderwart 85 € 

 
(2) Mit dieser Aufwandsentschädigung sind auch die Auslagen und der Verdienstausfall der Ehren-

beamten und sonstigen ehrenamtlichen Tätigen abgegolten. 
 

§ 8 
Mobile Endgeräte 

 
Jede/r Kreistagsabgeordnete bekommt für die Beschaffung eines eigenen mobilen Endgerätes für die 
Kreistagsarbeit einen Rechnungsbetrag bis zu einer Höhe von 600 € erstattet. Die Erstattung erfolgt 
einmalig für die Dauer der Wahlperiode. 
 

§ 9 
Allgemeine Bestimmungen 

 
(1) Die monatlichen Aufwandentschädigungen werden unabhängig vom Beginn und Ende der Tä-

tigkeit für einen Kalendermonat gezahlt.  
 
(2) Der Anspruch eines Kreistagsabgeordneten auf Aufwandsentschädigung entfällt bei Sitzverlust, 

Ruhen der Mitgliedschaft im Kreistag und für die Dauer des Ausschlusses. 
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(3) Die Aufwandsentschädigung ermäßigt sich auf die Hälfte, wenn die Tätigkeit ununterbrochen 
länger als 3 Monate nicht ausgeübt wird. Als Tätigkeit gilt nicht die Durchführung von Frakti-
onssitzungen. Der Erholungsurlaub bleibt außer Betracht. 

 
(4) Nimmt ein Vertreter eine Funktion ununterbrochen länger als 3 Monate wahr, erhält er für die 

darüber hinausgehende Zeit 75 % der Aufwandsentschädigung des Vertretenden. Eine nach 
dieser Satzung an den Vertreter zu zahlende Aufwandsentschädigung ist anzurechnen.  

 
(5) Für die Tätigkeit als Vertreter/in des Landkreises Aurich in Gremien, wie Gesellschafter-, Mitglie-

derversammlungen, Aufsichtsräten, Beiräten und Vorständen von Kapitalgesellschaften, Verei-
nen, Stiftungen und Genossenschaften werden 

 
a) Geleistete Zahlungen im Sinne von § 1 Abs. 2 
b) Verdienstausfall im Sinne von § 3 
c) Fahrtkostenersatz im Sinne von § 4 

 
als angemessen angesehen. Sofern darüber hinaus Zahlungen geleistet werden, tritt eine Ablie-
ferungspflicht an den Landkreis Aurich ein. 

 
§ 10 

Fälligkeit 
 

(1) Die Aufwandsentschädigungen werden monatlich im Voraus gezahlt. 
 
(2) Die übrigen Entschädigungen werden grundsätzlich nachträglich zum Vierteljahresabschluss 

gezahlt. Auf Antrag können Abschlagszahlungen gewährt werden. 
 

§ 11 
Sonderregelungen 

 
Diese Satzung findet auf die Ausschussmitglieder keine Anwendung, die auf Grund ihrer haupt-
beruflichen Stellung an den Sitzungen teilnehmen.  
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt rückwirkend am 1. November 2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 
über Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgelder, Fahrtkostenvergütung und Erstattung von 
Verdienstausfall für Kreistagsabgeordnete, Ehrenbeamte und andere ehrenamtlich tätige Mit-
glieder von Ausschüssen und Beiträgen des Kreistages des Landkreises Aurich vom 13. Dezem-
ber 2016 außer Kraft. 
 
Aurich, 24. November 2021 
 
Landkreis Aurich 
 
Meinen 
Landrat 
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Jahresabschluss 2020 
der Musikschule Landkreis Aurich gemeinnützige GmbH 

 
Gemäß § 36 der Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO) wird ortsüblich bekannt gegeben, dass die 
Gesellschafterversammlung der Musikschule Landkreis Aurich gemeinnützige GmbH in ihrer Sitzung 
am 09.06.2021 den Jahresabschluss 2020 festgestellt und in ihrer Sitzung am 24.09.2021 der Ge-
schäftsführung die Entlastung erteilt hat. 
 
Die Gesellschafterversammlung hat beschlossen, den Bilanzgewinn zum 31.12.2020 von 343.775,99 
Euro, einschließlich des darin enthaltenen Jahresfehlbetrages in Höhe von 142.404,25 Euro, auf neue 
Rechnung vorzutragen. 
 
Der Jahresabschluss 2020 der Musikschule Landkreis Aurich gemeinnützige GmbH wurde durch das 
Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Aurich geprüft. Das Rechnungsprüfungsamt hat mit Datum 
vom 31.08.2021 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Die gemäß § 30 EigBetrVO i. V. m. § 317 HGB durchgeführte Prüfung des Jahresabschlusses zum 
31.12.2020 bei der Musikschule Landkreis Aurich gemeinnützige GmbH hat zu keinen Einwendungen 
geführt. Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Buchführung entsprechen nach pflichtgemäßer 
Prüfung den Rechtsvorschriften und vermitteln unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss und stellt die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Die Geschäftsführung der Gesell-
schaft erfolgt ordnungsgemäß. Die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage, der Liquidität und 
der Rentabilität ist nicht zu beanstanden. Die Musikschule Landkreis Aurich gemeinnützige GmbH 
wird wirtschaftlich geführt.“ 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden in der Zeit vom 29.11.2021 bis 07.12.2021 im Kreis-
haus Aurich, Fischteichweg 7-13, Zimmer 2.084, während der Dienststunden öffentlich ausgelegt und 
können nach vorheriger Terminabsprache eingesehen werden. 
 
Aurich, 22.11.2021 
 
Landkreis Aurich 
 
Meinen 
Landrat 
 

 
Amtliche Bekanntmachung 

Raumordnungsverfahren für das Vorhaben 
"Zentralklinikum Georgsheil" 

Hier:  
Einleitung des Raumordnungsverfahrens (ROV) mit integrierter Prüfung der Umweltverträglichkeit 
gem. § 15 Raumordnungsgesetz des Bundes und § 10 Niedersächsisches Raumordnungsgesetz 
 
Die Trägergesellschaft Kliniken Aurich-Emden-Norden mbH (kurz: ANEVITA), plant die Errichtung 
eines Zentralklinikums im Raum Uthwerdum in der Gemeinde Südbrookmerland. Der engere Such-
raum für den Klinikstandort mit den Alternativstandorten 1 bis 5 ist in der beigefügten Karte darge-
stellt. Hierfür wurde die Durchführung eines Raumordnungsverfahrens (ROV) beantragt.  
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Das Zentralklinikum soll einer bedarfsgerechten Sicherstellung der stationären medizinischen Versor-
gung dienen, um dem sich aus § 1 Abs. 1 Niedersächsisches Krankenhausgesetz (NKHG) ergebenden 
Versorgungsauftrag nach zu kommen, welcher beinhaltet, dass die Landkreise und kreisfreien Städte 
die Krankenhausversorgung der Bevölkerung als Aufgabe des eigenen Wirkungskreises nach Maßga-
be des Krankenhausplans sicherzustellen haben. 
 
Der Untersuchungsraum umfasst das Gebiet der Gemeinde Südbrookmerland im Landkreis Aurich. 
Zudem sind mögliche Auswirkungen auf die umliegenden Städte Aurich, Norden und Emden Unter-
suchungsgegenstand.     
 
Das Raumordnungsverfahren wird durch den Landkreis Aurich als zuständige Untere Landespla-
nungsbehörde durchgeführt.  
 
Für das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP). 
Sie ergibt sich aus § 6 UVPG i.V.m. Anlage 1 Nr. 18.7.1 UVPG. Das ROV schließt daher die Ermittlung, 
Beschreibung und Bewertung der raumbedeutsamen Auswirkungen des Vorhabens auf die in § 2 
Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) genannten Schutzgüter entspre-
chend dem Planungsstand ein.  
 
Die Verfahrensunterlagen umfassen folgende Teile:  
 

I. Kurzfassung / Zusammenfassung mit Beschreibung des Vorhabens und seines Untersu-

chungsraumes, zusammenfassende Darstellung der Ergebnisse der Raumverträglichkeits-

studie, des UVP-Berichts und der Ergebnisse der Gesamtbeurteilung des Vorhabens. 

II. Raumverträglichkeitsstudie mit Prüfung der Vorhabenauswirkungen auf textliche und 

zeichnerische Festlegungen aus Raumordnungsplänen, auf weitere Erfordernisse der 

Raumordnung, auf andere raumbedeutsame Planungen/ Maßnahmen und auf weitere 

raumbedeutsame öffentliche und private Belange; zusammenfassende Darstellung und 

Einschätzung der Raumverträglichkeit.  

III. Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen (UVP-Bericht) mit Beschreibung 

des Vorhabens und seiner Wirkfaktoren, der Umwelt im Einwirkungsbereich des Vorha-

bens und der zu erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen des Vorhabens; Ein-

schätzung zur Artenschutzprüfung zu den planungsrelevanten Arten insbesondere aus 

den Bereichen Avifauna, Fledermäuse, Amphibien, wirbellose Tierarten; allgemein ver-

ständliche, nichttechnische Zusammenfassung des UVP-Berichts.  

IV. FFH-Verträglichkeitsstudie für das EU-Vogelschutzgebiet 2509-401 „Ostfriesische Mee-

re“ zur Einschätzung der Natura 2000-Verträglichkeit.  

 
Als Anlagen sind den Verfahrensunterlagen folgende Unterlagen beigefügt:  
 

- hcb 2021: Gutachten zur Standortwahl des Zentralklinikums für die stationäre Akutversor-

gung der Region Emden, Aurich und Norden 

- Stadt- und Regionalplanung Dr. Jansen GmbH 2021: Raumordnerische Stellungnahme zur 

Aufgabe der Kliniken in den Mittelzentren Aurich, Emden und Norden zu Gunsten eines Zent-

ralklinikums am Standort Uthwerdum 
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Des Weiteren liegen folgende, das Vorhaben betreffende entscheidungserhebliche Berichte und 
Empfehlungen gemäß § 19 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
aus: 
 

- BDO 2014: Machbarkeitsstudie Zentralkrankenhaus Stadt Emden & Landkreis Aurich 

- Echolot 2017: Fledermauskundliche Untersuchungen im Rahmen des Raumordnungsverfah-

rens 

- Flore, B.-O. 2016: Brutvögel im ZKO-Projektgebiet Georgsheil/Uthwerdum (Kreis Aurich) im 

Jahr 2016 

- Flore, B.-O. 2017: Gastvögel im Projektgebiet Zentralklinikum Georgsheil (Kreis Aurich) im 

Jahr 2016 

- Flore, B.-O. 2017: Brutvögel im ZKO-Projektgebiet Georgsheil/Uthwerdum (Kreis Aurich) im 

Jahr 2017 

- Flore, B.-O. 2020: Brutvögel im ZKO-Projektgebiet Georgsheil/Uthwerdum (Kreis Aurich) im 

Jahr 2020 

- BIOS 2020: Faunistischer Fachbeitrag – Amphibien 

- BIOS 2020: Faunistischer Fachbeitrag – Libellen  

- PGT 2020:  Verkehrliche Vorstudie zur Standortbewertung eines Zentralklinikums /ZKG) an 

der B 72 / B 210 bei Georgsheil (Gemeinde Südbrookmerland) 

- T&H Ingenieure 2021: Schalltechnische Voruntersuchung für das geplante Zentralklinikum im 

Bereich Georgsheil 

- Hydrotec 2021: Neubau Zentralklinikum Georgsheil Wasserwirtschaftliche Untersuchungen 

- Landwirtschaftskammer Niedersachsen 2021: Landwirtschaftsgutachten zum Raumord-

nungsverfahren  

- Schnack Geotechnik 2021: Neubau Zentralklinikum Georgsheil (ZKG). Geotechnischer Ent-

wurfsbericht (1. Bericht). Stand 31.03.2021 

- Schnack Geotechnik 2021: Verkehrsanbindung für das Zentralklinikum Georgsheil (ZKG) 

 
Die Verfahrensunterlagen sowie das Vorhaben betreffende entscheidungserhebliche Berichte und 
Empfehlungen werden in der Zeit vom 10.12.2021 bis mindestens zum Ablauf der Stellungnahmefrist 
am 24.02.2022 im Internet auf der Internetseite 
 

www.landkreis-aurich.de/zentralklinikum 
 
zur allgemeinen Einsichtnahme zugänglich gemacht. 
 
Hinweis: Die Veröffentlichung im Internet ersetzt im vorliegenden Fall die Auslegung der Unterlagen 
als rechtlich maßgebliche Form (Ermessensentscheidung der unteren Landesplanungsbehörde nach § 
3 Abs. 1 Plansicherstellungsgesetz (PlanSiG) vom 20.05.2020 (BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 353), § 27a Absatz 1 Satz 2 Verwaltungsverfah-
rensgesetz (VwVfG)). 
 

http://www.landkreis-aurich.de/zentralklinikum
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Gemäß § 3 Abs. 2 PlanSiG erfolgt als zusätzliches Informationsangebot in der Zeit vom 10.12.2021 bis 
einschließlich 17.01.2022 die Auslegung der Unterlagen auch in analoger Form: 
- Landkreis Aurich, Amt für Bauordnung, Planung und Naturschutz, Außenstelle Kirchdorfer 

Straße 7-9, 26603 Aurich, während der Dienststunden von Mo.-Do. 08:00-12:00 h, 14:30-16:00 h 

und Fr. 08:00-12:00 h. 

- Gemeinde Südbrookmerland, Rathaus, Westvictorburer Straße 2, 26624 Südbrookmerland von 

Mo.-Fr. 8:30 – 12: 30 h, donnerstags zusätzlich von 14:00- 17:30 h  

- Stadt Emden, Rathaus, Frickensteinplatz 2 in 26721 Emden von Mo.-Fr. 8:00-12:00 h, donners-

tags zusätzlich von 14:30-17:00 h 

 
Ein Informationsblatt zu den Datenschutzhinweisen, die für das ROV gelten, wird zusammen mit den 
Verfahrensunterlagen ausgelegt und im Internet bereitgestellt.  
 
Bis zum  

24.02.2022 
 
können zu dem Vorhaben Stellungnahmen abgegeben werden 

- elektronisch an die E-Mail Adresse: regionalplanung@landkreis-aurich.de  

- schriftlich an den Landkreis Aurich, Regionalplanung, Fischteichweg 7-13, 26603 Aurich 

- zur Niederschrift beim Landkreis Aurich, Amt für Bauordnung, Planung und Naturschutz, Au-

ßenstelle Kirchdorfer Straße 7-9, 26603 Aurich 

 
Die weitere Bearbeitung der Stellungnahmen wird vereinfacht, wenn Stellungnahmen in elektroni-
scher Form zugestellt werden.  
 
Mit Ablauf der Äußerungsfrist sind für das ROV zu dem Vorhaben alle Äußerungen ausgeschlossen, 
die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.  
 
Im Falle einer Stellungnahme werden personenbezogene Daten für den Zweck des ROV einschließlich 
der Prüfung und Abwägung der vorgebrachten Belange und der Dokumentation des ordnungsgemä-
ßen Verfahrens gespeichert und weiterverarbeitet. Weitere Informationen zum Datenschutz sind in 
der Datenschutzerklärung zu finden, die ebenfalls Bestandteil der ausgelegten Unterlagen ist.   
 
Die Landesplanungsbehörde kann dem Vorhabenträger und den von ihm Beauftragten die im Beteili-
gungsverfahren eingegangenen Stellungnahmen und Äußerungen zur Verfügung stellen, um eine 
Erwiderung zu ermöglichen; die Anforderungen an die Übermittlung personenbezogener Daten nach 
der Datenschutz-Grundverordnung und § 5 des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes bleiben un-
berührt.  
 
Eine zusammenfassende Darstellung der vorgebrachten Stellungnahmen und Äußerungen erfolgt in 
der Landesplanerischen Feststellung. Eine individuelle Beantwortung der Äußerungen ist nicht vorge-
sehen.  
 
Das ROV schließt gem. § 11 Abs. 1 NROG mit der Landesplanerischen Feststellung ab. Die Landespla-
nerische Feststellung trifft u. a. eine Aussage dazu, ob das Vorhaben mit den Erfordernissen der 
Raumordnung übereinstimmt und zu welchem Ergebnis die Prüfung der Standortalternativen geführt 
hat. Sie ist bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, die den im Raumordnungsverfahren 
beurteilten Gegenstand betreffen, sowie bei Genehmigungen, Planfeststellungen und sonstigen be-

mailto:regionalplanung@landkreis-aurich.de
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hördlichen Entscheidungen über die Zulässigkeit des Vorhabens zu berücksichtigen (vgl. § 11 Abs. 5 
NROG). 
 
Nach Abschluss des ROV wird eine Ausfertigung der Landesplanerischen Feststellung einen Monat 
zur Einsicht ausgelegt. Ort und Zeit der Auslegung werden bekannt gemacht. Außerdem erfolgt eine 
Veröffentlichung im Internet, die ebenfalls bekannt gemacht wird.  
 
Aurich, den 26.11.2021 
 
Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 
Meinen 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
B. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 
Bekanntmachung der 5. Berichtigung des 

Flächennutzungsplanes der Gemeinde Südbrookmerland 
 
Diese Berichtigung erfolgt in Verbindung mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 3.03.3 
-EDEKA/Neukauf- bei gleichzeitiger Aufhebung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 3.03.2 
-EDEKA/Neukauf-, der nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB) im beschleunigten Verfahren ohne Durch-
führung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt und am 27. Januar 2017 rechtsver-
bindlich wurde. 
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Die Darstellung als gemischte Baufläche wird in eine Sonderbaufläche „Großflächiger Einzelhandel“ 
berichtigt. 
 
Der Geltungsbereich der 5. Berichtigung des Flächennutzungsplanes ist aus dem nachstehenden 
Übersichtsplan ersichtlich:   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die 5. Berichtigung des Flächennutzungsplanes kann während der Sprechzeiten der Verwaltung im 
Rathaus der Gemeinde Südbrookmerland, Westvictorburer Str. 2, 26624 Südbrookmerland, von je-
dermann eingesehen werden. 
 
Südbrookmerland, den 22. November 2021 
 
Gemeinde Südbrookmerland 
 
Der Bürgermeister 
Erdwiens 
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C. Bekanntmachungen sonstiger öffentlicher Körperschaften 

 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

in der Flurbereinigung Bensersiel, Landkreis Wittmund 
II. Anordnung 

 
In der Flurbereinigung Bensersiel, Landkreis Wittmund, wird aufgrund des § 8 Abs. 1 Flurbereini-
gungsgesetz (FlurbG) in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Art. 17 
des Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I, S. 2794), das durch Einleitungsbeschluss vom 20.12.2002 so-
wie durch die Anordnung gemäß § 8 Abs. 1 FlurbG vom 18.03.2009 und durch Umstellungsbeschluss 
vom 13.09.2016 festgesetzte Flurbereinigungsgebiet geändert. 

Folgende Flurstücke werden zum Flurbereinigungsverfahren Bensersiel zugezogen: 

Gemeinde Holtgast 

Gemarkung Flur Flurstücke 

Holtgast 2 15/4, 15/5, 60/8, 61/8, 68, 70/2, 178/10, 254/69 

Holtgast 3 72/26 

Holtgast 8 94 

Utgast 3 7/1 

Utgast 5 38/4, 38/6, 38/7, 40/4, 40/5 

Utgast 6 43/1, 43/2, 46/2, 46/3 

Damsum 1 50/2, 51/1 

   

Gemeinde Esens, Stadt 

Gemarkung Flur Flurstücke 

Sterbur 2 54/2 

Sterbur 8 145/2, 155/3, 156/2, 157/5, 170/3, 170/5, 269/11, 269/12, 
269/15, 270/4 

Bensersiel 6 29/10, 29/11, 77/3, 77/10 

   

Gemeinde Neuharlingersiel 

Gemarkung Flur Flurstücke 

Ostbense 1 25/4 

   

Gemeinde Stedesdorf 

Gemarkung Flur Flurstücke 

Thunum 3 63/1, 66/1 

Thunum 8 5/1 
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Gemeinde Großheide 

Gemarkung Flur Flurstücke 

Menstede-Coldinne 6 22/6 

   

Folgende Flurstücke werden aus dem Flurbereinigungsverfahren Bensersiel ausgeschlossen: 

Gemeinde Esens, Stadt 

Gemarkung Flur Flurstücke 

Bensersiel 8 28/2, 41/1 

   

Durch diese Anordnung vergrößert sich die Verfahrensfläche der Flurbereinigung Bensersiel um 
33,1914 ha auf 1.136,2648 ha. Die hinzuzuziehenden Flurstücke sind in der zu dieser Anordnung ge-
hörenden Gebietskarte gekennzeichnet. 

Begründung: 

Gemäß § 8 Abs. 1 FlurbG kann die Flurbereinigungsbehörde geringfügige Änderungen des Flurberei-
nigungsgebietes anordnen, wenn sie dies für erforderlich erachtet und das Interesse der Beteiligten 
für gegeben hält. Geringfügigkeit liegt immer dann vor, wenn sowohl von der Flächenrelation als 
auch vom Sinn und Zweck her keine wesentliche Änderung gegeben ist. Die Größe der zuzuziehenden 
Flächen beträgt rd. 3 % der Verfahrensgröße. Eine geringfügige Änderung ist insoweit gegeben. 

Es werden Flurstücke zum Verfahren Bensersiel zugezogen, um eine stärkere Zusammenlegung sowie 
eine Verkürzung der Entfernung zur Hoflage und damit eine Steigerung der Produktivität der be-
troffenen Teilnehmer zu erreichen. Weiterhin werden Flurstücke zur Flurbereinigung Bensersiel zu-
gezogen, um bereits geschlossene Planvereinbarungen zur Herstellung der Rechtssicherheit mög-
lichst kurzfristig umsetzen zu können. 

Die Gebietsänderung ist somit nicht erheblich, aber erforderlich und im objektiven Interesse der Be-
teiligten. Die Zuziehung von Flächen dient letztlich der Optimierung der Verfahrensabläufe. Insofern 
liegt keine wesentliche Änderung vor, die eine Vorgehensweise nach §§ 4 - 6 FlurbG erfordert. 

Beschränkung der Nutzungs- und Baurechte im Flurbereinigungsgebiet (§ 34 FlurbG) 

Für die zugezogenen Flurstücke gelten ungeachtet anderer gesetzlicher Bestimmungen gemäß § 34 
FlurbG folgende Einschränkungen: 

1. In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung des Amtes für regionale Landes-
entwicklung (ArL) Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, nur 
Änderungen vorgenommen werden, die zum ordnungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören, 

2. Bauwerke, Brunnen, Gräben, Wälle, Einfriedigungen und ähnliche Anlagen dürfen nur mit Zu-
stimmung des ArL Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich, errichtet, hergestellt, wesentlich verän-
dert oder beseitigt werden, 

3. Obstbäume, Beerensträucher, Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze dürfen nur mit Zustim-
mung des ArL Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich, beseitigt werden, 

4. Holzeinschläge und Baumaßnahmen dürfen nur mit Zustimmung des ArL Weser-Ems, Geschäfts-
stelle Aurich, ausgeführt werden. 

Änderungen oder Herstellung von Anlagen ohne eine nachweisbare Genehmigung des ArL Weser-
Ems, Geschäftsstelle Aurich, können im Flurbereinigungsverfahren unberücksichtigt bleiben. Das ArL 
Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich, kann den früheren Zustand auf Kosten desjenigen, der eine sol-
che Änderung oder Herstellung veranlasst hat, wiederherstellen lassen. Gegebenenfalls sind Ersatz-
pflanzungen anzuordnen. 
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Diese Eigentumsbeschränkungen unterliegen nicht der Anfechtbarkeit, da es sich hier nicht um einen 
Verwaltungsakt, sondern lediglich um die Wiedergabe einer gesetzlichen Vorschrift handelt. 

Anmeldung von Rechten (§ 14 FlurbG) 

Rechte und Pflichten, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Flurbe-
reinigungsverfahren berechtigen können, sind innerhalb von 3 Monaten bei dem ArL Weser-Ems, 
Geschäftsstelle Aurich, anzumelden. 

Insbesondere kommen in Betracht: 

a. Rechte der Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungsgebiet räumlich 
zusammenhängt und dieses beeinflusst oder von ihm beeinflusst wird, 

b. Rechte an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken oder persönliche Rechte, 
die zum Besitz oder zur Nutzung solcher Grundstücke berechtigen oder die Nutzung beschrän-
ken (z.B. Pacht-, Miet- oder ähnliche Rechte), 

c. die Verpflichtung zum Unterhalt von Anlagen nach § 45 Abs. 1 S. 2 FlurbG, d. h. Anlagen, die dem 
öffentlichen Verkehr, dem Hochwasserschutz, der öffentlichen Wasser- und Energieversorgung 
sowie der Abwasserverwertung oder -beseitigung dienen, 

d. Eigentumsrechte an den unter c) genannten Anlagen, 

e. Rechte an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken, insbesondere Nutzungs-
rechte oder andere Dienstbarkeiten, wie Wasserleitungsgerechtigkeiten, außerdem Wege-, 
Wasser- und Fischereirechte, die vor dem 01.01.1900 begründet worden sind und deshalb der 
Eintragung in das Grundbuch nicht bedurften, 

f. Rechte an den unter e) bezeichneten Rechten, 

g. Rechte an Grundstücken, die noch nicht in das Grundbuch oder das Liegenschaftskataster 
übernommen worden sind. 

Werden Rechte nach Ablauf der Frist von 3 Monaten angemeldet, so kann das ArL Weser-Ems, Ge-
schäftsstelle Aurich, die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gemäß § 14 Abs. 2 und 3 
FlurbG gelten lassen. 

Sind Eintragungen im Grundbuch durch Rechtsübergang außerhalb des Grundbuches unrichtig ge-
worden, werden die Beteiligten darauf hingewiesen, im eigenen Interesse beim Grundbuchamt auf 
eine baldige Berichtigung des Grundbuches hinzuwirken bzw. den Auflagen des Grundbuchamtes zur 
Beschaffung fehlender Unterlagen umgehend nachzukommen. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Amt für regiona-
le Landesentwicklung (ArL) Weser-Ems, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg, sowie bei der 
Geschäftsstelle Aurich des ArL Weser-Ems, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, schriftlich oder zur 
Niederschrift Widerspruch erhoben werden. 

Hinweise: 

1. Ermittlung des Dauergrünlandstatus nach DirektZahlDurchfG i.V.m. der VO (EU) Nr. 1307/2013 
und VO (EU) Nr. 639/2014 

Die Flurbereinigungsbehörde weist darauf hin, dass sie für den Zeitraum der Durchführung des 
Flurbereinigungsverfahrens zur sachgerechten und zweckmäßigen Planung des Flurbereini-
gungsverfahrens den Dauergrünlandstatus aus der Agrarförderung beim Servicezentrum für 
Landentwicklung und Agrarförderung erheben wird. 

2. Sollten bei geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde gemacht 
werden, wird darauf hingewiesen, dass diese Funde meldepflichtig sind. Es wird gebeten, die 
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Funde unverzüglich einer Denkmalbehörde oder einem Beauftragten für die Archäologische 
Denkmalpflege zu melden. 

3. Gemäß § 27a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese öffentliche Bekanntmachung auch 
im Internet unter www.flurb-we.niedersachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Bekanntmachun-
gen“ eingestellt. 

4. In diesem Flurbereinigungsverfahren werden zur Berücksichtigung der Verordnung (EU) 
2016/679 (DSGVO) auf der Grundlage von Art. 6 Abs. 1 Buchst. c und e DSGVO personenbezoge-
ne Daten von Teilnehmern, sonstigen Beteiligten und Dritten verarbeitet. Nähere Informationen 
zu Art und Verwendung dieser Daten, den zuständigen Ansprechpartnern sowie Ihren Rechten 
als betroffene Person können Sie auf der Internetseite https://www.arl-we.niedersachsen.de/ 
abrufen. Alternativ sind die Informationen über ein Merkblatt beim Amt für regionale Landes-
entwicklung, Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich, Oldersumer Str. 48, 26603 Aurich, erhältlich. 

 
Aurich, 09.11.2021 
 
Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems 
 - Geschäftsstelle Aurich -  
 
Im Auftrage 
Bohlen 
 

 
Öffentliche Bekanntmachung in der Flurbereinigung Bensersiel 

Feststellungsbeschluss 
 

In der Flurbereinigung Bensersiel, Landkreis Wittmund, wird die im Beschluss vom 15.06.2005 festge-
stellte Wertermittlung insoweit geändert, dass der Umrechnungsfaktor nunmehr auf 
450,00 €/Wertverhältniszahl festgesetzt wird. 
 
Begründung: 
Der Umrechnungsfaktor zur Ermittlung von Kapitalbeträgen für Geldabfindungen, Geldentschädigun-
gen und Geldausgleiche ist nach Ziffer 2h des am 15.06.2005 festgestellten Wertermittlungsrahmens 
zum Stichtag der vorläufigen Besitzeinweisung zu überprüfen und bei Bedarf anzupassen. Seit der 
Feststellung der Wertermittlung hat sich der durchschnittliche Verkehrswert für landwirtschaftlich 
genutzte Grundstücke erheblich erhöht. Die aktuellen Bodenrichtwerte im Flurbereinigungsgebiet 
werden durch die Erhöhung des Umrechnungsfaktors auf 450,00 €/Wertverhältniszahl angemessen 
wiedergegeben. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Amt für regiona-
le Landesentwicklung (ArL) Weser-Ems, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg sowie bei der 
Geschäftsstelle Aurich des ArL Weser-Ems, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, schriftlich oder zur 
Niederschrift Widerspruch erhoben werden. 
 
Hinweis: Gemäß § 27a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese öffentliche Bekanntmachung 
auch im Internet unter www.flurb-we.niedersachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Bekanntmachun-
gen“ eingestellt. 
 
Aurich, 16.11.2021 
 
Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems 
 - Geschäftsstelle Aurich -  
 
Im Auftrage 
Bohlen 

http://www.flurb-we.niedersachsen.de/
http://www.flurb-we.niedersachsen.de/
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Evangelisch-reformierte Kirchengemeinden Simonswolde 
Bekanntmachung betr. Friedhof 

der Evangelisch-reformierten 
Kirchengemeinden Simonswolde 

 
Der Kirchenrat und die Gemeindevertretung der Evangelisch-reformierten Kirchengemeinde Si-
monswolde haben auf ihrer gemeinsamen Sitzung am 8. November 2021 unter Beachtung kirchlicher 
und staatlicher Bestimmungen für den kirchlichen Friedhof der Evangelisch-reformierten Kirchenge-
meinde Simonswolde eine neue Friedhofsordnung beschlossen. 
 
Der volle Wortlaut der Friedhofsordnung liegt in der Zeit vom 29. November bis zum 27. Dezember 
2021 nach vorheriger Terminabsprache im Pfarrhaus der Ev.-ref. Kirchengemeinde Simonswolde, 
Martin-Buber-Weg 5, 26632 Ihlow-Simonswolde zur Einsichtnahme aus. Ferner wird die Friedhofs-
ordnung auf Anforderung zugesandt. 
 
Die Friedhofsordnung ist von der Evangelisch-reformierten Kirche am 16. November 2021 kirchen-
aufsichtlich genehmigt worden. 
 
Die Friedhofsordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. 
 
Simonswolde, den 8. November 2021 
 
-Die Kirchenrat- 
 

 
Öffentliche Bekanntmachung 

in der Flurbereinigung Lammertsfehn-Selverde 
Schlussfeststellung 

 
Im Flurbereinigungsverfahren Lammertsfehn-Selverde wird gemäß § 149 des Flurbereinigungsgeset-
zes (FlurbG) vom 16.03.1976 (BGBl. I, S. 546), zuletzt geändert durch Art. 17 des Gesetzes vom 
19.12.2008 (BGBl. I, S. 2794 festgestellt, dass die Ausführung des Verfahrens nach dem Flurbereini-
gungsplan vom 05.12.2014 nebst Nachtrag 1 vom 05.12.2017, Nachtrag 2 vom 10.08.2020 und Nach-
trag 3 vom 11.11.2020 bewirkt ist. Den Beteiligten stehen keine Ansprüche mehr zu, die im Flurbe-
reinigungsverfahren hätten berücksichtigt werden müssen. 
 
Die Teilnehmergemeinschaft des Flurbereinigungsverfahrens Lammertsfehn-Selverde hat ihre Aufga-
ben in vollem Umfang erfüllt. Sie erlischt damit gemäß § 149 Abs. 4 FlurbG. 
 
Begründung: 
 
Das Flurbereinigungsverfahren Lammertsfehn-Selverde ist nach den Bestimmungen des Flurbereini-
gungsplanes und des Flurbereinigungsgesetzes neu eingeteilt. Die festgesetzten Maßnahmen sind 
durchgeführt. Die Berichtigung des Grundbuches und der übrigen öffentlichen Bücher ist bewirkt.  
Die Voraussetzungen für die Schlussfeststellung liegen demnach vor.  
 
Die Aufgaben der Teilnehmergemeinschaft sind erfüllt. Insbesondere sind keine Darlehensverbind-
lichkeiten mehr zu erfüllen. Die Unterhaltung und Benutzung der gemeinschaftlichen Anlagen sind 
durch Übertragung auf andere Träger sichergestellt. Weitere Aufgaben seitens der Teilnehmerge-
meinschaft bestehen nicht mehr. Sie erlischt damit gem. § 149 Abs. 4 FlurbG. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Amt für regiona-
le Landesentwicklung (ArL) Weser-Ems, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg sowie bei der 
Geschäftsstelle Aurich des ArL Weser-Ems, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, schriftlich oder zur 
Niederschrift Widerspruch erhoben werden. 
 
Hinweis: Gemäß § 27a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese öffentliche Bekanntmachung 
auch im Internet unter www.flurb-we.niedersachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Bekanntmachun-
gen“ eingestellt. 
 
Aurich, 22.11.2021 
 
Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems 
 - Geschäftsstelle Aurich - 
 
Im Auftrage 
Wieghaus 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Herausgeber: Landkreis Aurich, Fischteichweg 7 – 13, 26603 Aurich 
Bezugspreis: Jährlich 150,- € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 
Einzelexemplar: 3,00 € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 
Redaktionsschluss jeweils Mittwoch, 13.00 Uhr für den Erscheinungstag Freitag der Woche. 
Manuskripte für die Bekanntmachung sind an das Kreistagsbüro des Landkreises Aurich, Fischteich-
weg 7 – 13, 26603 Aurich, Telefon (04941)16 1014 zu senden.  
Laufender Bezug des Amtsblattes nur durch den Landkreis Aurich. 

http://www.flurb-we.niedersachsen.de/

